
Im Mittelpunkt der israelischen Parlamentswahlen standen keine
politischen Themen. Der Gang an die Wahlurnen am vergangenen
Dienstag war ein Referendum über die Zukunft Benjamin Neta-
nyahus als Premierminister. Das Ergebnis nach der Auszählung von

98% der abgegebenen Stimmen ist eindeutig ausgefallen. Im Vergleich
zur letzten Wahl im Jahr 2015 konnte Likud, die Partei Benjamin Neta-
nyahus, fünf Sitze dazugewinnen. Die von seinem Hauptherausforderer
BennyGantzzusammenmitYairLapidangeführteWahllisteKaholLavan
erreicht zwar ebenso 35Sitze, aber dennoch konnteBenjaminNetanyahu
schon in den frühenMorgenstunden amMittwoch verkünden: „Ich habe
in der Nacht bereits Gespräche mit den Vorsitzenden der rechten Partei-
en, unseren natürlichen Partnern, geführt. Fast jeder erklärte öffentlich,
dass er mich [dem Präsidenten] zur Bildung der nächsten Regierung
empfehlen werde.“ Um eineMehrheitsregierung in der Knesset bilden zu
können, muss eine Koalition mindestens aus 61 Abgeordneten bestehen
unddie von ihmangestrebteKoalition aus religiösenund rechtenParteien
verfügt über 65 Sitze.
Schon kurz nach den ersten Prognosen erklärte der zweite große Ge-

winner der Wahlen, die beiden ultraorthodoxen Parteien, dass sie mit
ihren voraussichtlich 16 Sitzen sich an die Seite Benjamin Netanyahus
stellen werden. Der gegenwärtige FinanzministerMoshe Kahlon erklärte
auf derWahlparty seiner Partei Kulanu zwar, dass er – ebenso wie die na-
tionalistische Partei Israel Beitenu – erst das für Donnerstagnachmittag
erwartete finaleWahlergebnis abwarten wolle, aber gegenüber Journalis-
ten sagte er kurze Zeit später: „Ich binMitglied desNationalenLagers, ich
werdeBenjaminNetanyahuempfehlen.“SeineParteiwirdvoraussichtlich
mit vierAbgeordneten inderKnesset vertreten sein.DerKnessetabgeord-
nete Bezalel Smotrich der Siedlerpartei, die zusammen mit der rechtsex-

tremen, anti-palästinensischen Partei Ozma Yehudit bei diesen Wahlen
auf einer gemeinsamen Liste angetreten ist und voraussichtlich vier oder
fünf Sitze gewonnen hat, erklärte nach einem Telefongespräch mit dem
Premierminister: „Netanyahu erklärte seine Absicht, eine rechte Regie-
rung zu bilden, und wir sehen uns als Seniorpartner darin.“ Er fügte aber
auchhinzu, dass diesnicht bedingungslos geschehenwird: „ZweiTage sind
vergangen, seitNetanyahu versprochenhat, die Souveränität in Judäaund
Samaria durchzusetzen. Souveränität ist also ein wichtiges Ziel für diese
Regierung.“ In einem Fernsehinterview am Samstagabend hatte der Pre-
mierminister angekündigt imFalle einesWahlsiegesGebiete desWestjor-
danlands zu annektieren.
Trotz drei bevorstehender Anklagen wegen Korruption und laufenden

Ermittlungen in einem vierten Fall wird Benjamin Netanyahu der alte
und neue Premierminister Israels sein. Zwar werden nun die Details der
Anklagen, die während derWahl nicht freigegebenwerden durften, in den
kommendenWochendieSchlagzeilen Israelsbestimmen.Aberbereits vor
der Wahl hatten, abgesehen von Kulanu, alle potenziellen Koalitionspar-
teien ausgeschlossen, dass sie im Falle der Eröffnung eines Gerichtsver-
fahrens gegen Benjamin Netanyahu dessen Rücktritt verlangen würden.
Zwei Faktoren waren entscheidend für seinen Wahlerfolg. Zum einen
die von ihm geschürte Angst vor einer Koalition, die auf die Stimmen der
Parteien der Palästinenser in Israel angewiesen wäre. Und zudem die in-
ternationaleHilfe während seinesWahlkampfes. US-Präsident Donald J.
Trump anerkannte die von Syrien 1967 eroberten Golanhöhen als israe-
lisches Staatsgebiet. Und der russische Präsident Vladimir Putin ermög-
lichte dieRückführung derÜberreste des vor 37 Jahren imLibanonKrieg
gefallenen israelischen Panzerkommandanten Zachary Baumel. Die nun
offeneFrage ist, welchenPreisBenjaminNetanyahuhierfür zu zahlen hat.

Netanyahus Sieg
Israels PremierNetanyahu geht gestärkt aus denWahlen hervor: An ihm vorbei kann kaum eine
Regierung gebildet werden VON TILL MAGNUS STEINER

SERIE WarumPapst BenediktXVI. seinenDienst poetisch,
priesterlich und prophetisch ausgeübt hat S. 19

Die kirchliche Jugendarbeit in Deutschland kommt langsam
aber sicher in der Moderne an. Etwas zynisch könnte man so das
Vorhaben der Bischofskonferenz beschreiben, neue Leitlinien
für die Jugendpastoral zu formulieren (siehe Seite 10). Die der-
zeit gültigen stammen schließlich aus dem Jahr 1991 – selbst die
meist der Adoleszenz längst entwachsenen Spitzenfunktionäre
katholisch-deutscher Jugendverbände haben das nicht mehr
aktiv miterlebt.
Über eine ganze Generation hinweg blieben die Grundprinzi-
pien der Seelsorge für junge Katholiken unverändert. Selbst
angesichts der Ewiggültigkeit der kirchlichen Lehre ist das un-
verständlich. Schließlich konnte vor bald drei Jahrzehnten die
Entwicklung gerade der Jugendkultur nicht vorhergesehen wer-
den. Nun soll die kirchliche Jugendarbeit also digitaler, flexibler
und individueller werden. Das ist nur zu begrüßen. Damit würde
die Jugendpastoral den veränderten Realitäten der Gegenwart
Rechnung tragen.
Eine echteModernisierung der Jugendarbeit ist damit aber
noch nicht erreicht. Für die Zukunft ist es unerlässlich, dass die
katholische Jugendpastoral, wie Jugendbischof Stefan Oster
anmerkt, eine missionarische ist. Es ist aus Sicht der Kirche
unerlässlich, dass ihre Seelsorge für die jungenMenschen
sich zukünftig vor allem der Verkündigung widmet. Politische
Verbandsarbeit oder belanglose Freizeitbeschäftigungen sollten
nicht länger als Normalfall kirchlicher Jugendarbeit gelten. Bi-
schöfe und große Jugendverbände können sich bei zahlreichen
jungen Aufbrüchen in der Kirche anschauen, was es bedeutet,
eine missionarische Jugendpastoral zu betreiben. Von der aus
denWeltjugendtagen hervorgegangenen Nightfever-Bewegung
bis hin zu Neuen Geistlichen Gemeinschaften gibt es viele posi-
tive Ansätze. Natürlich werden diese auch künftig nicht dasMaß
aller Dinge sein. Doch sie machen vor, was die vielleicht wich-
tigste Leitlinie für die katholische Jugendpastoral der Zukunft
ist: Dient es dem Glauben?

KOMMENTAR

VON KIL IAN MARTIN

Missionarische Jugend

Anzeige

LIGABank − Dienstleister für die Kirche

Glaube verbindet

Ihr kompetenter Partner bei Finanzierungs-
fragen, Vermögensanlagen, Versicherungen,
Altersvorsorge und Online Banking.

Wir sind immer für Sie da.
Ihre Werte sind auch unsere Werte.

Sprechen Sie mit uns.
LIGA Bank eG ▪ www.ligabank.de

Fo
to
:B
is
tu
m
C
h
u
r

Ein
einsamer

Rufer
tritt ab

Glaubein derSchweiz,Piusbruderschaft,synodaler
Weg: Bischof Huonder spricht Klartext S . 2/3

Die TTTagespost
T Ä G L I C H A K T U E L L A U F

www.die-tagespost.de

KATHOLISCHE WOCHENZE ITUNG FÜR POL IT IK , GESELLSCHAFT UND KULTUR

11. April 2019,Würzburg, Jahrgang 72, Nr. 15 – 4,00Euro

Glaube in der Schweiz, Piusbruderschaft, synodaler  
  Weg: Bischof Huonder spricht Klartext

www.dwww.die-tagesposagesposag t.de 11. April

Was bedeutete
der Altar in der
frühen Kirche?

S. 11

Was bedeutete 
EUCHARISTIE



Churs scheidender Bischof Vitus Hounder ist sich sicher: Wenn wir nicht bei der überlieferten
Botschaft des Herrn bleiben, sterben wir aus VON OLIVER MAKSAN

„Ein Bischof muss sich
an die Wahrheit halten“

Empfiehlt ein Zugehen Roms auf die Piusbruderschaft: Bischof Huonder.

Exzellenz,SiegeltenüberdieSchweizhin-
aus als das, wasman heutzutage umstrit-
ten nennt. Warum? Weil Sie unbequeme
Positionen vertreten? Oder würden Sie
selbstkritisch sagen: Ich habe nicht im-
mer den richtigenTon getroffen?
Auch ein Bischof ist Mensch und kann na-
türlich in der Kommunikation Fehler ma-
chen. Aber ich habe ein gutes Gewissen. Ich
habe versucht, mein Amt am Beispiel des
Herrn auszurichten. Der war ja auch um-
stritten. Deshalb kann ich mich gut mit ihm
identifizieren – und er umgekehrt hoffent-
lich auch. (lacht)

Also liegt es an Ihren Positionen, dass Sie
zur Reizfigur reformkatholischer und sä-
kularerKreisewurden?
Ich beziehe Stellung im Sinne der Lehre
der Kirche, wie sie überliefert wurde. Nicht
mehr und nicht weniger. Das ist die Aufgabe
eines Bischofs.

Innerkirchlich haben Sie sich damit aber
nicht nur Freunde gemacht. Der Rektor
der Churer theologischen Hochschule,
Christian Cebulj, stellt sich Ihren Nach-
folger ganz anders als Sie vor: „Für mich
istwichtig, dass es einenSteuermanngibt
an Bord des Bistums, der die Stürme der
Zeit kennt; er muss die Pluralität in der
Gesellschaft akzeptieren und nicht dage-
genrudern.“ Haben Sie als Bischof gegen
denStromderPluralität gerudert?
Natürlich. Man muss als Bischof gelegent-
lich gegen denMainstream rudern. Dass ich
die Pluralität kennen und mich mit ihr aus-
einandersetzen muss, ist klar. Aber einfach
mitrudern darf ich nicht. Ich muss unter-
scheiden,was imSinneunseresGlaubens ist
undwas nicht.

KönnenSie einBeispiel nennen?
Mein letzter Hirtenbrief, mit dem ich von
meinemBistumAbschied nahm.

Darin sprachen Sie von Gottesfurcht,
demHören auf das Lehramt, Beichte und
Umkehr.
Ja, ich habe eigentlich nichts anderes ge-
macht, als die Grundlagen unseres Glau-
bens noch einmal zu verdeutlichen. Daran
habenmanche Anstoß genommen. Ich habe
eine böse Reaktion gelesen im Newsletter
der „Römisch-katholischen Körperschaft
des Kantons Zürich“, jener vom Staat ge-
schaffenen Paraorganisation zur Kirche.
Aber das ist für mich nicht verwunderlich,
denn von dort sind immer wieder Angriffe
gekommen. Vor allem in unserem kirchli-
chenPersonal erwartenmanche eineVerän-
derung der kirchlichen Lehre. Aber das hat
keine Zukunft. Es sterben jene Meinungen
aus, die ständig von innen her gegen dieKir-
che agieren. Ihre Position wird in 50 Jahren
nichtmehr vertretenwerden.

Wasmacht Sie da so sicher?
Wenn wir nicht bei der überlieferten Bot-
schaft des Herrn bleiben, sterben wir aus.
Schauen Sie sich die reformierte Kirche in
der Schweiz an. Dort hatman alles freigege-
ben: vonderVerpflichtungzurTaufebis zum
Glaubensbekenntnis. Und kaum jemand
geht mehr hin. Wer dort etwas vom Glau-
ben hören will, der muss in die Freikirchen
gehen.

Aber woher kommen diese innerkirchli-
chenWiderstände?
Man setzt auf Anpassung, auf eine sich ra-
sant ändernde Gesellschaft. Nur so glaubt
man, Anschluss finden zu können. Ich halte
das für einen Irrweg.

Reformkatholiken würden Sie nun fra-
gen: Ist bei Jesus nicht jeder willkommen
gewesen?
Bei Jesus ist jederwillkommen:Das ist eine
sehr gefährliche Aussage. Sie stimmt auch
nicht ganz, weil Jesus eine Entscheidung
für Gott fordert. Und wenn bei ihm alle
willkommen sind, dann in dem Sinne, dass
jeder, der sich wirklich für Gott entschei-
den will und sich vom Bösen abwendet,
angenommen ist. Er sagt aber nirgends:

Mach, was duwillst, es ist egal, wie du lebst.
Sondern er ruft immer in dieEntscheidung:
Geh hin und sündige nicht mehr. Das ist
Jesus. Das andere ist eine Verkürzung von
Jesus.

Sie sprachen vorher davon, dass eine
Kirche, die ihr Fähnchen in den Wind
hängt, keine Zukunft hat. Nun gibt es in
der Schweiz das sogenannte duale Sys-
tem: Vom Staat geschaffene kantonale
Körperschaften oder Landeskirchen be-
kommendieKirchensteuermittel.DieDi-
özesenwiederumbeziehen ihreMittel von
diesen. Die können deswegen doch noch
lange ein Eigenleben führen, oder? An-
ders gefragt: Ist die Kirche der Schweiz
überhaupt reformierbar, solange es diese

FormdervomBischofunabhängigenKir-
chenfinanzierung gibt?
Die mit dem Papst und den Bischöfen geein-
te Kirche ist immer reformierbar. Wenn aber
diejenigen, die in diesen Körperschaften Ver-
antwortungtragen,glauben,gegendenBischof
und den Glauben der Kirche opponieren zu
müssen, schaufeln sie sich ihr eigenes Grab.
AufdieDauerlaufenihnendanndieLeuteweg.

Aber steht das duale System nicht schon
grundsätzlich im Widerspruch zur ka-
tholischenLehre von derKirche?
Es ist dann ein Widerspruch, wenn man
meint, man müsste die Stelle des Bischofs
einnehmen.Wennman den Bischof respek-
tiert, was auch in diesem System geht, dann
kann das in der Praxis funktionieren, hat es
ja lange auch.Aberwennman indieOpposi-
tion geht und eigentlich zweiGesellschaften
aufbaut in der einenKirche, wird es schwie-
rig. Dann hat eine solche Struktur keineDa-
seinsberechtigungmehr.

Dasheißt,Siekönntendurchausdamit le-
ben, wenn die Bischöfe die Leitungs- und
Lehrhoheit haben und man ihnen darin

folgt – und die Landeskirchen sich aus-
schließlich um technische und finanzielle
Abläufe kümmern?
Ja. Ursprünglich lief das auch so. In den
Körperschaften haben sehr fromme Leute
gewirkt, die nicht auf die Idee gekommen
wären, gegen den Bischof und die Lehre der
Kirche zu arbeiten. Mit dem gesellschaftli-
chen Wandel der letzten 50 Jahre hat sich
das aber völlig geändert. Es ist auch ein Un-
terschied, ob man sich auf der Ebene der
Kirchgemeinde für die Pfarrei einsetzt oder
ob man sich auf kantonaler Ebene als Kör-
perschaft mit einem Millionenbudget dem
Bischof als Para-Ordinariat entgegenstellt.

Wieviel Schaden haben denn diese kor-
porativen Strukturen in der katholischen
Verkündigung angerichtet?
Das ist von Kanton zu Kanton verschieden,
weil die Kantonsverfassungen unterschied-
lich strukturierte Körperschaften einge-
richtet haben. Hinzu kommt, dass nicht alle
gleich viel Geld haben. In Zürich ist man
sehr reich. Da wird dann auch vieles am Bi-
schof vorbei und gegen die Lehre derKirche
getan. Es werden Schriften herausgegeben,
die imWiderspruchzumkatholischenGlau-
ben stehen. Die „Jugendkirche“ der Kör-
perschaft treibt mehr Yoga als katholische
Glaubensverkündigung. Als Bischof kann
ichmich damit nichtmehr identifizieren.

WaskönnenSie dagegen tun?
Wenig. Ich versuche, mit den Verantwort-
lichen zu sprechen. Aber wenn ich sie nicht
überzeugen kann, bleibt mir nichts, außer
das hinzunehmen.

Gibt es damit de facto nicht eine Art
Schisma inderSchweiz?Da ist dieKirche
des Bischofs und eine Körperschaft, die
unter der Flagge der katholischenKirche
segelt, aber im Grunde tut, was sie will,
weil sie dasGeld hat.
So ist es. Wir haben tatsächlich ein inner-
kirchliches Schisma der divergierenden
Richtungen: Die Kirche tritt für den gan-
zen Glauben ein, die Körperschaften fühlen
sich zwecks Erhalts ihrer Privilegien dem
gesellschaftlichen Mainstream verpflichtet
und bekämpfen Glaubensinhalte, die heute
schlecht ankommen.Das ist der Interessen-
konflikt.

Sie sagten, dass das duale System grund-
sätzlich kein Problem ist, wenn jeder
tut, was ihm zukommt. Nun läuft es aber
nicht so. Wäre es dann nicht besser, das
Systemgleich ganz abzuschaffen?
Das ist eine Meinung, die man haben kann.
Und vielleicht kommt es von selbst, wenn
sich immer mehr Menschen von diesen
staatskirchenrechtlichen Körperschaften
abwenden. Dann werden sie mit der Zeit
obsolet.

VondenSchwierigkeitenabgesehen:Wäre
es aus katholischer Sicht nicht besser, es
gäbedieseKorporationennichtmehr?
Unter diesenUmständen: Ja.

HabenSieversucht,einenpolitischenPro-
zess zur Abschaffung in Gang zu bringen,
um eine Änderung der Kantonsverfas-
sungen zu erreichen?

„Wir haben ein innerkirchliches Schisma:
Die Kirche tritt für den Glauben ein, die
Körperschaften sind dem Mainstream
verpflichtet.“
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Nicht systematisch. Wir hatten neulich
eine rechtliche Auseinandersetzung mit
der Körperschaft (Landeskirche) Grau-
bünden. Sie unterstützt eine Abtreibun-
gen befürwortende Organisation namens
Adebar finanziell. Für das Leben der ka-
tholischenKirche bestimmteMittel gehen
an eine Organisation, die Abtreibungen
unterstützt. Wir haben gegen die Landes-
kirche geklagt, aber leider verloren. Das
hat mich sehr betrübt. Andererseits hat
es offengelegt, was für absurde Strukturen
wir haben. Vielleicht hat es ja den Effekt,
dass immer mehr Menschen gegenüber
dem Bischof erklären, dass sie Kirchen-
mitglied bleiben, aber die Körperschaften
verlassen wollen.

WürdenSie IhrenGläubigendenAustritt
empfehlen?
Ja. Wenn die Körperschaften weiter ge-
gen die Lehre der Kirche handeln, werden
Bischöfe zum Austritt aus diesen Körper-
schaften aufrufenmüssen.

Nun kann man die Probleme mit dem
dualen System auch als Eingriff in die
gemeinschaftliche Religionsfreiheit der
Katholiken betrachten. Religionsfreiheit
scheint es in der Schweiz nur für den ein-
zelnen Katholiken, nicht für die Gemein-
schaft zu geben. Gibt es keine Politiker,
die das ändernwollen?
Manche schon. Aber unsere Politiker sind
imAllgemeinen nicht so kirchlich gesinnt.

Man muss ja nicht katholisch sein, um
diese Position zu vertreten, nur liberal.
Es geht schließlich um Religionsfrei-
heit.
Das gibt es auch. Aber wenn es um die Frei-
heit der Katholiken geht, die gegen Abtrei-
bung und „Ehe für alle“ sind, dann ist man
plötzlich nicht mehr liberal und setzt sich
nicht ein.

Haben Sie mit Papst Franziskus über die
Probleme mit den landeskirchlichen Or-
ganisationen gesprochen?
Der Heilige Vater kennt unsere Probleme.
Ich konnte ihm das im persönlichen Ge-
spräch darlegen. Auch das Staatssekreta-
riat und die Bischofskongregation wissen
Bescheid und sind nicht glücklich über die
Situation. Aber sie sind machtlos. Das muss
in der Schweiz gelöst werden.

Herr Bischof, Sie werden Ihren Ruhe-
stand in einer Einrichtung der Piusbru-
derschaft verbringen. Mussten Sie vom
Heiligen Vater genehmigen lassen, dass
Sie sich in einer Schule der Bruderschaft
niederlassen?
Nein, denn in einem Schreiben des frühe-
ren Präfekten der Glaubenskongregation,
Kardinal Gerhard Ludwig Müller, an die
Bruderschaft ist das so formuliert. Und der
Präfekt spricht ja in der Autorität und mit
Billigung des Papstes. Aber ich habe den
HeiligenVater informiert.

Sie sollen Verbindungsmann zwischen
der Bruderschaft und Rom sein. Wie ka-
menSie zu dieserRolle?
Ich bin schon lange an dem Prozess der
Gespräche zwischen Rom und der Bru-
derschaft beteiligt. Da die Gemeinschaft in
Menzingen in der Schweiz ihren Sitz hat,
dachteman, dass einSchweizerBischofmit-
einbezogen werden sollte. Deshalb wurde
ich von der Kommission Ecclesia Dei, der
für denDialogmit der Bruderschaft zustän-
digen Kommission, angefragt. So kam es
zu einem ständigen Kontakt mit Vertretern
der Bruderschaft hier in der Schweiz. Die
Ergebnisse habe ich nach Rom weitergelei-
tet. Diesen Auftrag werde ich nun weiterhin
wahrnehmen. In erster Linie geht esmir um

die Einheit der Kirche. Spaltung in der Kir-
che muss überwunden werden. Wir dürfen
nicht vergessen: Die Piusbruderschaft hat
viele Anhänger.

IhrAmt ist ein informelles. Sie haben kei-
ne konkreten Verhandlungsvollmachten,
sondern versuchen, durch Ihr Mitsein
eineBrücke zu sein.
Ja, meine Rolle ist in erster Linie informell.
Aber auch das hat seine Wirkung. Zum Bei-
spiel auf das Jahr der Barmherzigkeit hin, als
die Priester der Bruderschaft vom Papst die
Erlaubnis bekamen, die Absolution zu er-
teilen. Ich habe daran mitgewirkt. Ich hatte
PapstFranziskusvorgeschlagen,ersolledoch
auch Barmherzigkeit gegenüber der Bruder-
schaftübenund ihnendieVollmachterteilen.
Ein Jahr später habe ich ihnwieder getroffen
underhatmirmitgeteilt, dass ermeinenVor-
schlag aufgreifen würde. Das hat mich darin
bestärkt, den Weg mit der Bruderschaft in
RichtungEinheitweiterzugehen.

Nun wird dieser Weg schon seit Jahren
gegangen, ohne dass man sich geeinigt
hätte. Es schien unter dem früheren Ge-
neraloberen Bischof Fellay eine Annähe-
rung zu geben. Unter dem neuen Oberen
Pagliarini hat man den Eindruck, dass
es wieder eine Eiszeit gibt, dass es nicht
mehr um praktische Fragen der Einglie-
derung in die Kirche, sondern um harte
doktrinäreFragen geht.
Das wirkt vielleicht nach außen so. Aber
doktrinelle Bedenken in der Bruderschaft
gab es auch unter Bischof Fellay. Die wer-
den jetzt vielleicht wieder etwas deutlicher.
Ich weiß nicht, ob eine neue Eiszeit kommt.
Aber umso mehr muss man daran arbeiten,
dass es zu einer guten Lösung kommt.

Wie? Was müsste die Bruderschaft jetzt
tun, was Rom, damit es wirklich zu einer
Einigung kommt?
Vor allem wäre zunächst einmal eine Aner-
kennung des Einsatzes beider Seiten nötig,
auch wenn man sich theologisch noch nicht
geeinigt hat. Die Bruderschaft müsste po-
sitiver hervorheben, dass es dem Aposto-
lischen Stuhl Ernst ist. Dieser wiederum
müsste die Bemühungen der Bruderschaft
würdigen und ihre Sorgen ernster nehmen.
In derBruderschaft darfmannicht denEin-
druck bekommen, sie würde einfach hinein-
genommen, um sie nachher irgendwie be-
schneiden zu können. Dann fiele es leichter,
die theologischen Probleme, die es manch-
mal tatsächlich gibt, zu lösen.

Muss die Bruderschaft das Konzil in sei-
ner Gänze annehmen? Oder kann es da
auch Formen der gestuften Anerkennung
geben, so wie die Dokumente des Konzils
ihrem Gewicht nach auch nicht alle auf
derselben Stufe stehen?
Sicher müsste man auf diesem Prinzip auf-
bauen. Nicht alle Dokumente des Konzils
haben den gleichen Stellenwert. Vor allem
müsste man die Dokumente des II. Vatika-
nischenKonzils wieder stärker als eineEnt-
wicklung aus der Vorgängerzeit betrachten.
Seitens der Glaubenskongregation müsste
man wieder stärker an das vorkonziliare
Lehramt anknüpfen, um der Bruderschaft
dieAnerkennungdesKonzils zuerleichtern.
Es geht darum, die Kontinuität der Lehre
besser aufzuzeigen.

Derzeit ist dieWeltkirche zunehmend un-
eins. In Deutschland legt man das Papst-
schreiben „Amoris laetitia“ anders aus
als in Polen oder in manchen US-Diöze-

sen. In Deutschland sind die Bischöfe zu-
dem in Sachen Zulassung von Nicht-Ka-
tholiken zur Kommunion uneins. Für wie
gefährlich halten Sie diese theologischen
Fliehkräfte?
SobaldesumdieSubstanzdesGlaubensgeht,
brauchen wir Einheit. Es kann dann in Polen
nicht anders sein als in Deutschland. Und in
Deutschland wiederum kann es in einer so
zentralen Frage wie der Eucharistie nicht
sein, dass es in der einen Diözese so und in
der anderen anders ist. Die Bischöfemüssten
nachEinheit suchen. Und dann ist das natür-
lich aucheineAufgabederZentrale inRom.

Der Papst scheint diese Fliehkräfte aber
auch als kreatives Chaos zu schätzen und
es einfach zuzulassen. Weder wurden die
DubiaderKardinälebeantwortet nochder
Kommunionstreit definitiv entschieden.
Ich sage bewusst Zentrale, denn natürlich
hat der Papst seine Berater. Sie müssen sich
überlegen:WieberatenwirdenHeiligenVa-
ter? Ich kann nur sagen: Es muss auf Ebene
der Bischöfe wie Roms unbedingt ein Um-
denken geben, denn es geht etwabeimKom-
munionempfang wirklich um die Substanz
desGlaubens.

Jetzt ist von den deutschen Bischöfen der
„synodale Weg“ beschlossen worden. Da
geht es um die heißenEisen Sexualmoral,
Zölibat undZugangderFrau zumWeihe-
amt. So will man der Kirche in der Miss-
brauchskrise wieder auf die Beine helfen.
Der richtigeWeg?
Ein „synodaler Weg“ kann gut sein, wenn
es um Beratung geht, aber wenn man dann
im Rahmen eines solchen Prozesses meint,
alles ändern zu müssen, was die Kirche bis-
her getan hat, dann kann dabei nichts Gutes
herauskommen. Das finde ich doch sehr be-
unruhigend. Ich hoffe, dass die deutschen
Bischöfe sich ihrer Verantwortung für den
Glauben bewusst sind.

Am21. April treten Sie in den Ruhestand.
Haben Sie einen Wunschkandidaten für
IhreNachfolge?
Jeder Bischof muss dem Heiligen Stuhl ge-
mäß Kirchenrecht regelmäßig Kandidaten
nennen. Das habe ich auch für den Churer
Stuhl nach bestem Wissen und Gewissen
gemacht.

WelchenRatgebenSie IhremNachfolger?
Der Bischof muss sich unbedingt an die
Wahrheit halten. Und zwar deshalb, weil
die Liebe sich an derWahrheit freut, wie der
heilige Paulus im Hohelied der Liebe sagt.
Damit habenwir beidePole beieinander: die
Liebe und die Wahrheit. Wir neigen dazu,
beide gegeneinander auszuspielen und sind
uns nicht bewusst, dass die Liebe eigentlich
auf der Wahrheit gründet. Deshalb würde
ich meinem Nachfolger sagen: Bleibe unbe-
dingt bei der Wahrheit des Glaubens. Alles
andere kann daraus erwachsen.

Proteste von unten: Huonder ist Feindbild reformkatholischer Kreise.

A m 21. April endet die Amtszeit
von Vitus Huonder (77) als Bi-
schof der auf das 5. Jahrhundert
zurückgehenden Diözese Chur.
Der rätoromanische Mutter-
sprachlerwar 2007vonPapstBe-

nedikt XVI. zum Bischof der auch die Stadt Zürich
umfassenden Deutschschweizer Diözese ernannt
worden. Papst Franziskus hatte Huonders altersbe-
dingtenRücktritt 2017 nicht angenommen, sondern
seine Amtszeit zur allgemeinen Überraschung um
zwei Jahre verlängert. Huonders Nachfolger wird
vom 24-köpfigen Domkapitel aus einer vom Heiligen Stuhl vorgelegten Dreierliste (Terna) ausgewählt. Zehn
derwahlberechtigtenDomherren sind vonHuonder ernanntworden.Mit demChurerWahlverfahren hatRom
anders als in den beiden anderenDeutschschweizer Diözesen Basel und Sankt Gallen nennenswerten Einfluss
auf die Bischofsbestellung.
Kritiker des Bischofs haben sich kürzlich in einem offenen Brief an Papst Franziskus gewandt. Der Gene-

ralvikar des Kantons Zürich Josef Annen und die Synodalratspräsidentin der Zürcher Landeskirche Franziska
Driessen-Reding fordern darin vor demHintergrund der Missbrauchsfälle, dass es in der katholischen Kirche
synodale Prozesse brauche, in denen die Zugangsbedingungen zu den kirchlichen Ämtern (Pflichtzölibat, Aus-

schluss von Frauen) regional entschieden werden
können. „Die Katholische Kirche imKanton Zürich
erwartet, dass der neueBischof imBistumChur vor-
behaltlos Ja sagt zu einer synodalen Kirche“, so das
Schreiben.
Unterdessen hat der wahlberechtigte Domherr

Christoph Casetti einem falschen Verständnis vom
Bischof als Brückenbauer eine Absage erteilt. „Ein
‚Brückenbauer‘ müsse er sein, der neue Bischof von
Chur.Sokannmanesallenthalbenhörenund lesen“,
schrieb Casetti im Mitteilungsblatt des Bistums.
„Wie ist das zu verstehen? Er soll Brücken bauen

zwischen den polarisierten Gruppen des Bistums. Er soll Vertrauen bilden und so die Einheit in der Diözese
wieder herstellen. Doch wie kann er diejenigen vereinen, die sich grundsätzlich nicht einig sind in den Fragen
wie zumBeispiel diesen: Ist Jesuswirklich der SohnGottes und nicht nur derMenschensohn, der Sohn Josefs?
Ist er wirklich von den Toten auferstanden oder geht einfach seine Sache weiter? Können nurMänner Priester
werden? Können die wiederverheirateten Geschiedenen zur Kommunion gehen oder nicht? Kann die ‚Ehe für
alle‘ von der Kirche anerkannt werden? Ist nur die natürliche Familienplanung erlaubt oder muss die Kirche
endlich die Verhütung freigeben?“ Solche Gegensätze könnten Casetti zufolge nur um den Preis eines völligen
Relativismus inBezug auf dieGlaubenswahrheiten und die daraus folgende Lebenspraxis vereinigt werden.

Kampf um die Nachfolge

„Sobald es um die Substanz des Glaubens
geht, brauchen wir Einheit. Es kann
in Polen dann nicht anders sein als in
Deutschland.“
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Gespräch in Chur: Bischof Huonder und „Tagespost“-Chefredakteur Oliver Maksan.
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